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VORLAGE 
- öffentlich - 

 

Beratungsfolge 

 
Rat der Gemeinde Eitorf 11.07.2011 

 
 

Tagesordnungspunkt: 

 
Errichtung einer Gemeinschaftsschule in Eitorf 
 
 

Beschlussvorschlag: 

 
1. Aufgrund der derzeitigen Rechtslage wird der Antrag auf Errichtung einer Gemeinschaftsschule 

Eitorf zurückgestellt bis einwandfreie rechtliche Rahmenbedingungen vorliegen. 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, die weitere Entwicklung auf Landesebene zu beobachten und die 

sich hieraus ergebenden notwendigen Schritte umgehend einzuleiten und die politisch zuständi-
gen Gremien einzubinden. Ziel soll weiterhin sein, im Bereich der Sekundarstufe I ein zukunftwei-
sendes Schulangebot anstelle der Hauptschule ab dem Schuljahr 2012/2013 zu installieren. 

 
 

Begründung: 

 
Der Schulausschuss der Gemeinde hat am 09.06.2011 einstimmig (bei Stimmenenthaltungen) folgen-
de Beschlussempfehlung an den Rat der Gemeinde unterbreitet: 
1. Aufgrund des positiven Ergebnisses der Umfrage zur Gemeinschaftsschule wird der erforderliche 

Antrag zur Errichtung einer Gemeinschaftsschule Eitorf in den Gebäuden der Gemeinschafts-
hauptschule Eitorf noch vor den Sommerferien 2011 gestellt. 

2. Sofern der Antrag des Rates zur Gemeinschaftsschule positiv durch das Schulministerium be-
schieden wird, wird die Errichtung ab dem Schuljahr 2012/13 als 3-zügige Gemeinschaftsschule 
geführt. 

3. Der von der eingerichteten Arbeitsgruppe erstellte Konzeptentwurf für die Gemeinschaftsschule 
Eitorf wird beschlossen. 

 
Unmittelbar nach der Schulausschusssitzung am 09.06.2011 wurde das Urteil des Oberverwaltungs-
gerichts Münster vom gleichen Tag bekannt, mit dem das Gericht die Errichtung der Gemeinschafts-
schule in Finnentrop gestoppt hat.  
Die Errichtung der Gemeinschaftsschule Finnentrop setzt nach dem Urteil des NRW-Gerichts eine 
Änderung des Schulgesetzes voraus, die Schulversuchsermächtigung im Schulgesetz sei hierfür kei-
ne ausreichende Rechtsgrundlage. 



Die durch das Urteil des OVG Münster entstandene Rechtsunsicherheit habe ich zum Anlass genom-
men, mich an die Bezirksregierung Köln und das Schulministerium in Düsseldorf zu wenden, damit die 
weiteren Beratungen in den Fraktionen und die Beschlussfassung im Rat auf eine rechtlich einwand-
freie Grundlage gestellt werden kann.  
Die Bezirksregierung hat zu der Thematik kurzfristig die beigefügte Stellungnahme abgegeben und 
hierin dem Rat der Gemeinde angeraten seine Entscheidung auszusetzen, bis die rechtlichen 
Rahmenbedingungen so klar sind, dass eine durchdachte Entscheidung möglich ist. 
Ich schließe mich der Stellungnahme der Bezirksregierung an und empfehle dem Rat, die in der Ver-
waltungsvorlage vorgeschlagene Beschlussempfehlung zu beschließen.  
Das Schulministerium in Düsseldorf hat nachfolgend mitgeteilt, dass die Arbeiten für einen breiten 
politischen Konsens in der Schullandschaft angelaufen sind. Angestrebt wird, einen Gesetzentwurf, 
der die erforderlichen Parameter für eine Gemeinschaftsschule enthält, noch vor den Sommerferien in 
den parlamentarischen Raum einzubringen. 
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